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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

das Mehrwertsteuersystem steht auf europäischer Ebene vor 

einer großen und umfangreichen Reform. Die erste Phase der 

Reform soll bis 2022 umgesetzt werden, erste Maßnahmen 

(sog. Quick Fixes) sind jedoch bereits ab 2020 vorgesehen. 

Die von der EU-Kommission vorgelegten weitreichenden 

Pläne zur Überarbeitung des EU-Umsatzsteuerrechts wur-

den bereits mehrfach überarbeitet. Zuletzt hat sich die 

 ECOFIN auf einen Entwurf verständigt. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen stellen die größten funda-

mentalen Änderungen des europäischen Steuersystems seit 

der Binnenmarkt-Einführung im Jahr 1993 dar. Tiefgreifende 

Neuregelungen sollen das vorhandene System für die Fiski 

nicht nur einheitlicher, sondern auch effi zienter und wider-

standsfähiger ausgestalten. Der Steuerpfl ichtige wird erheb-

liche Umstellungen bewältigen müssen.

So sollen beispielsweise die Umsatzsteuer-ID und die sog. 

Zusammenfassende Meldung (ZM) ausdrücklich zu materiell 

rechtlichen Voraussetzungen für die Anwendung der Steu-

erbefreiung innergemeinschaftlicher Lieferungen gemacht 

werden. Dies ist Grund genug, sich die Bedeutung und Trag-

weite der Identifi kationsnummer noch einmal konkret anzu-

schauen und die neuen Perspektiven zu bewerten.

Sowohl bei der  umsatzsteuerlichen Handhabung von Kon-

signationslagerlieferungen als auch bei der steuerbefreien-

den Zuordnung von europäischen Reihengeschäften sind 

Maßnahmen geplant, die zwar einerseits bisherige Rechts-

unsicherheiten beseitigen könnten, andererseits aber neue 

Fragestellungen aufwerfen.

Unsere Beiträge im vorliegenden Heft beschreiben und 

bewerten die verschiedenen Maßnahmen und setzen sich 

mit den rechtlichen Konsequenzen auseinander.

Für Rückfragen und vertiefende Informationen zu diesen 

Themenbereichen treten Sie gerne mit uns in Kontakt; wir 

erörtern Ihr Anliegen dann auch im persönlichen Gespräch.

Eine informative Lektüre, frohe Festtage und ein erfolg-

reiches Jahr 2019 wünscht Ihnen

Ihr Team von PKF
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Bislang hat die Rechtsprechung die Auffas-

sung vertreten, dass die USt-IdNr. keine mate-

rielle Voraussetzung für die Befreiung von der 

Umsatzsteuer ist. Vielmehr soll es auf den tat-

sächlichen Sachverhaltsablauf ankommen 

(EuGH-Urteil vom 20.10.2015, Rs. C 24/15, 

Plöckl). Das soll sich mit der Mehrwertsteuer-

reform ab 2020 ändern. 

1. Bedeutung der Umsatzsteuer-Identifi -

kations-Nr. nimmt zu!

Die EU-Kommission beabsichtigt, die USt-IdNr. 

doch wieder zur materiellen Voraussetzung der 

Steuerbefreiung zu machen (vgl. 12564/18 FISC 

380): „… die Aufnahme der Umsatzsteuer-Iden-

tifi kationsnummer des Erwerbers aus einem 

anderen Mitgliedstaat in das Mehrwertsteuer-

Informationsaustauschsystem (MIAS) [… wird] 

neben der Beförderung der Gegenstände zu 

einer wesentlichen Voraussetzung für die Anwen-

dung der Befreiung und nicht zu einer formalen 

Verpfl ichtung“ (Klammerzusatz vom Verfasser).

Das bedeutet, dass der Lieferer die USt-IdNr. 

des Leistungsempfängers aus dem anderen EU-

Mitgliedstaat künftig in der ZM angeben muss. 

Die MIAS-Liste wird als wichtiges Instrument 

der Betrugsbekämpfung in der Union angese-

hen. Die Mitgliedstaaten sollen keine Freistellung 

gewähren, wenn der Lieferant seinen MIAS-Auf-

listungsverpfl ichtungen nicht nachkommt. 

Der Lieferer soll sich aber auf Gutglaubens-

schutz berufen können, wenn er der für ihn 

zuständigen Steuerbehörde die Mängel seiner 

ZM begründen kann und die fehlenden Anga-

ben nachreicht. Dazu sollte der Lieferant späte-

stens zu diesem Zeitpunkt sämtliche nach Art. 

264 MwStSystRL erforderlichen Informationen 

einer ZM bereitstellen können.

 Hinweis: In der Praxis ist es nicht selten 

sehr mühsam, eine USt-IdNr. zu erhalten, da die 

Finanzbehörden in den Mitgliedstaaten zunächst 

prüfen, ob der Antragsteller vertrauenswür-

dig ist. Bis zur Erteilung der USt-IdNr. kann es 

schon mal ein paar Monate dauern. Deshalb 

ist es von großer Bedeutung, dass der potenti-

elle Leistungsempfänger bereits im Rahmen der 

Bestellung eine USt-IdNr. vorweisen soll. 

Bedeutung der Umsatzsteuer- 
Identifi kationsnummer 

Bereits derzeit ist die Umsatzsteuer-Identifi kationsnummer (USt-IdNr.) – zumindest aus 

Sicht der Finanzverwaltung – erforderlich, um nachweisen zu können, dass der Abnehmer 

ein Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuerrechts ist. Innergemeinschaftliche Lieferungen 

und grenzüberschreitende sonstige Leistungen (insbesondere Dienstleistungen) unterlie-

gen im Inland nur dann nicht der Umsatzsteuer, wenn sie an einen Unternehmer (B2B) 

erbracht werden, der im Ausland mit seiner USt-IdNr. registriert ist. Im Übrigen ist sie 

erforderlich, um den Meldepfl ichten nachkommen zu können, insbesondere um eine sog. 

Zusammenfassende Meldung (ZM) abgeben zu können, mit der die Unternehmer ihre Ver-

pfl ichtungen über die Meldung von Warenbewegungen für die Überwachung des Waren-

stroms über MIAS erfüllen.

Registrierungspfl ichten und -vorteile

Die MIAS-Liste wird 

als wichtiges Instru-

ment der Betrugs-

bekämpfung in der 

Union angesehen.
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Grenzüberschreitender Online-Handel: Nicht registrierte Händler werden ausgeschlossen

Immerhin steht der Verpfl ichtung des Unterneh-

mers zur Ausstellung von Rechnungen unter 

Angabe der Steuernummer ein öffentlich-recht-

licher Anspruch auf Erteilung einer Steuernum-

mer gegenüber. Dies gilt insbesondere für inlän-

dische Körperschaften. Der Schutzbereich des 

Grundrechts auf Berufsfreiheit nach Art. 12 

Abs. 1 GG steht nicht nur „allen Deutschen“ zu, 

sondern es ist auch auf inländische juristische 

Personen des Privatrechts anwendbar (FG Ham-

burg, Beschluss vom 30.8.2016, Az.: 6 V 105/16).

 Hinweis: Für den Erhalt einer USt-IdNr. ist Fol-

gendes zu tun: Sie teilen Ihrem jeweiligen zustän-

digen Finanzamt formlos mit, dass Sie Ihre unter-

nehmerische Tätigkeit in dem betreffenden Land 

aufnehmen oder mehrwertsteuer pfl ichtig werden. 

In Deutschland sollten Sie diesem Antrag u.a. eine 

Unternehmerbescheinigung, ggf. einen Handels-

registerauszug und Angaben zu geschäftlichen 

Bankverbindungen beifügen. Anschließend wird 

Ihnen ein Vordruck zugesandt, in welchem per-

sonen- und unternehmensbezogene Daten von 

Ihnen abgefragt werden. Diesen senden Sie an 

das Finanzamt zurück und erhalten daraufhin Ihre 

Steuernummer. Im Anschluss an die (allgemeine) 

umsatzsteuerliche Registrierung muss die USt-

IdNr. gesondert beim Bundeszentralamt für Steu-

ern (BZSt) (online) beantragt werden.

 Empfehlung: Vor diesem Hintergrund soll-

ten Sie Ihre Registrierung – sofern nicht bereits 

erfolgt – so schnell wie möglich angehen. Zu 

beachten ist zudem, dass im Ausland andere 

Anforderungen bestehen können.

2. Rasanter Anstieg der Nachfrage nach 

Registrierungen

Aufgrund eines vom Bundestag und Bundesrat im 

November 2018 bereits beschlossenen Gesetzes 

zur Vermeidung von Umsatzsteuer-Ausfällen beim 

Handel mit Waren im Internet wird in Deutsch-

land die Nachfrage nach Registrierungen rasant 

ansteigen: Bislang haben es Online-Händler aus 

Drittstaaten häufi g versäumt, sich in Deutsch-

land umsatzsteuerlich registrieren zu lassen, und 

ihre Waren in Deutschland verkauft, ohne hierauf 

Umsatzsteuer abzuführen. Dem will die Bundes-

In Deutschland wird 

die Nachfrage nach 

Registrierungen 

rasant ansteigen.
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regierung entgegentreten, indem sie die Betreiber von elek-

tronischen Marktplätzen in Haftung nimmt, wenn ein Online-

Händler über ihre Plattform Waren verkauft, ohne hierzulande 

Umsatzsteuer abzuführen. Mit der Gesetzesnovelle sollen die 

Betreiber dazu gebracht werden, nur noch mit Unternehmen 

zusammenzuarbeiten, die nachweislich in Deutschland regis-

triert sind.

 Hinweis: Das Gesetz sieht bereits beginnend mit 2019 

besondere Vorhaltepfl ichten für Betreiber eines elektro-

nischen Marktplatzes sowie eine Bescheinigung über die 

steuerliche Erfassung (Erfassungsbescheinigung) für den 

liefernden Unternehmer (Online-Händler) vor. Die Betreiber 

der Marktplätze werden die Händler, die nicht registriert 

sind, von der Nutzung ausschließen.

Vereinheitlichung der Regelungen zu 

Reihengeschäften innerhalb der EU

Geplante Neuregelungen und ihre Auswirkungen 
in der Besteuerungspraxis

Der Rat ECOFIN hat im Rahmen der Maßnahmen, die 

zum 1.1.2020 in Kraft treten sollen, auch eine Regelung 

zu Reihengeschäften innerhalb der EU getroffen. Es ist 

nunmehr geplant, das Reihengeschäft in Art. 36a der 

Mehrwertsteuer-System-Richtlinie (MwStSystRL) euro-

paweit einheitlich zu regeln. Diese Regelung soll nur für 

Reihengeschäfte innerhalb der EU anwendbar sein, mit-

hin solche, in denen sowohl das Warenabgangsland als 

auch das Zielland in der EU belegen sind. 

1. Konkrete Unsicherheiten aufgrund divergierender 

Rechtsprechung

1.1 Aktuell anzuwendende nationale Regelungen

Grundsätzlich liegt ein Reihengeschäft vor, sofern ein 

Umsatzgeschäft von mehreren Unternehmern über densel-

ben Gegenstand abgeschlossen wird und bei welchem 

der Gegenstand im Rahmen einer Beförderung oder Ver-

sendung unmittelbar vom ersten an den letzten Abneh-

mer gelangt (vgl. § 3 Abs. 6 Satz 5 UStG i.V. mit Abschn. 

3.14 Abs. 1 UStAE). Gegenwärtig sind nach deutschem 

Recht grundsätzlich die Vorschriften des Umsatzsteuerge-

setzes (UStG) und des Umsatzsteueranwendungserlasses 

(UStAE) für die Beurteilung von Reihengeschäften heran-

zuziehen. Dabei sind grundsätzlich objektive Kriterien maß-

geblich. Hiernach kann innerhalb eines Reihengeschäfts 

nur einer Lieferung die Warenbewegung zugeordnet wer-

den (bewegte Lieferung): 

 Sofern es sich bei der bewegten Lieferung um eine Liefe-

rung handelt, bei der das Zielland ein anderer EU-Mitglied-

staat ist, sollte diese Lieferung als steuerfreie innergemein-

schaftliche Lieferung behandelt werden. 

 Sofern sich das Zielland im Drittland befi ndet, kann von 

einer steuerfreien Ausfuhr ausgegangen werden. 

 Hinweis: Diese Regelung eines Reihengeschäfts, die auf 

die Transportveranlassung abstellt, gilt ausschließlich national 

für Deutschland. Bei der steuerfreien Behandlung der vorge-

nannten bewegten Lieferungen muss zwingend der Nachweis 

für die Befreiung erbracht werden (vgl. §§ 17-17a UStDV). 

1.2 Sichtweise des EuGH

Die vorbeschriebene systematische Zuordnung der be-

wegten Lieferung innerhalb eines Reihengeschäfts auf-

grund der Transportveranlassung nach deutschem Umsatz-

steuerrecht wurde durch die Rechtsprechung des EuGH 

in Frage gestellt. In dem EuGH-Urteil vom 26.7.2017 (Az.: 

C-386/16, Toridas) wird darauf abgestellt, dass grundsätz-

lich jedes Reihengeschäft nach den Umständen des Ein-

zelfalls zu bewerten ist. Hinsichtlich der Bestimmung der 

bewegten Lieferung sind nach der EuGH-Rechtsprechung 

unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 

 die Verschaffung der Verfügungsmacht sowie 

 die Absichtsbekundung bzw. Information über den Wei-

terverkauf der Ware durch den ersten Abnehmer 

maßgeblich. Mit der Absichtsbekundung oder Weitergabe 

der Information hinsichtlich des endgültigen Bestimmungs-

orts kommt eine subjektive Komponente bei der Bestimmung 

der warenbewegten Lieferung zum Tragen. Zudem signali-

sierte der EuGH in seiner Rechtsprechung, dass die Verwen-

dung einer gültigen Umsatzsteueridentifi kationsnummer (USt-

IdNr.) der Parteien – als objektiv nachweisbarer Faktor – an 

Bedeutung abnimmt.
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Beschlossen wurde, 

dass die Verein-

fachungsregelungen 

unabhängig davon 

gelten sollen, ob die 

Beteiligten zertifi -

zierte Steuerpfl ich-

tige sind oder nicht.

1.3 Rechtsunsicherheit aufgrund der 

unterschiedlichen Betrachtungsweisen

Diese unterschiedliche Behandlung von Reihen-

geschäften, nämlich 

 einerseits auf der nationalen Ebene in Deutsch-

land, welche dem Grunde nach formelle Anfor-

derungen voraussetzt, und 

 andererseits die materielle, von formellen Anfor-

derungen etwas gelöste Sichtweise des EuGH 

können zu unterschiedlichen Lösungen führen. 

 Hinweis: Mit der unterschiedlichen Betrach-

tungsweise ist das Risiko einer Doppelbesteue-

rung oder einer Nichtbesteuerung eines Reihen-

geschäfts verbunden. 

Da der BFH die EuGH-Rechtsprechung bislang 

nur teilweise übernommen und die Finanzver-

waltung bisher noch gar nicht auf die jüngere 

Rechtsprechung reagiert hat, gibt es für den 

Steuerpfl ichtigen derzeit keine Rechtssicher-

heit hinsichtlich der umsatzsteuerlich korrekten 

Behandlung von Reihengeschäften.

 Empfehlung: Bis zur Richtlinienänderung 

regen wir an, die aktuell gültigen Regelungen 

der Finanzverwaltung anzuwenden und mög-

liche Effekte der EuGH- und BFH-Rechtspre-

chung auf Ihre Reihengeschäfte zu identifi zieren. 

Allerdings gilt es bei der Anwendung der Finanz-

verwaltungsansicht zu beachten, dass Finanz-

gerichte – analog der jüngeren Rechtsprechung 

– zu anderen Ansichten gelangen könnten. 

2. Mit dem EU-Vorschlag geplante Verein-

fachungen 

2.1 Neuregelung in Art. 36a

Die geplante Regelung soll mit Wirkung ab dem 

1.1.2020 eine einheitliche und rechtssichere 

Behandlung von Reihengeschäften innerhalb 

der EU gewährleisten. Es wird zunächst der 

Begriff Reihengeschäft defi niert und dann eine 

Zuordnungsregel für die bewegte Lieferung vor-

gegeben. Art. 36a MwStSystRL lautet im Ent-

wurf wie in der Tab. 1 aufgeführt.

Absatz 
von 
Art. 36a

Regelungsinhalt

Abs. 1 Werden dieselben Gegenstän-
de nacheinander geliefert und 
werden diese Gegenstände aus 
einem Mitgliedstaat in einen an-
deren Mitgliedstaat unmittelbar 
von dem ersten Lieferer bis zum 
letzten Erwerber in der Reihe 
versandt oder befördert, so wird 
die Versendung oder Beförde-
rung nur der Lieferung an den 
Zwischenhändler zugeschrieben.

Abs. 2 Abweichend von Abs. 1 wird die 
Versendung oder Beförderung 
nur der Lieferung von Gegen-
ständen durch den Zwischen-
händler zugeschrieben, wenn der 
Zwischenhändler seinem Lieferer 
die Mehrwertsteuer-Identifi ka-
tionsnummer mitgeteilt hat, die 
ihm vom Mitgliedstaat, aus dem 
die Gegenstände versandt oder 
befördert werden, erteilt wurde.

Abs. 3 Für Zwecke dieses Artikels 
bezeichnet der Ausdruck „Zwi-
schenhändler“ einen Lieferer 
innerhalb der Reihe (mit Ausnah-
me des ersten Lieferers), der die 
Gegenstände selbst oder auf 
seine Rechnung an einen Dritten 
versendet oder befördert.

Abs. 4 Die Bestimmungen dieses Arti-
kels gelten nicht für Fälle nach 
Art. 14a.

Mehr Rechtssicherheit bei der Zuordnung bewegter Lieferungen

Tab. 1: EU-Neuregelung zum Reihengeschäft
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Mit dieser geplanten Neuregelung wird zunächst nach Abs. 1 

die Vermutung aufgestellt, dass die bewegte Lieferung stets 

die erste Lieferung ist, mithin die des ersten Lieferers an den 

ersten Abnehmer. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 

beschreibt sodann Abs. 2, wonach die bewegte Lieferung 

die des Zwischenhändlers an den folgenden Abnehmer ist, 

sofern der Zwischenhändler seine USt-IdNr. des Warenab-

gangslands verwendet. 

2.2 Abschätzung der Auswirkungen in der Besteue-

rungspraxis

Dem ersten Anschein nach stellt sich diese neue Regelung 

als Vereinfachung dar. Die Würdigung der geplanten Rege-

lungen bei Reihengeschäften vor dem Hintergrund der 

anderen Quickfi xes deutet darauf hin, dass den formellen 

Anforderungen bei der umsatzsteuerlichen  Würdigung 

eines Reihengeschäfts eine stark zunehmende Bedeutung 

zukommen wird, insbesondere der Verwendung der kor-

rekten USt-IdNr. Inwieweit in der praktischen Umsetzung 

diese Änderung tatsächlich eine Vereinfachung ist, wird die 

Praxis zeigen. 

 Hinweis: In der Praxis wird die Prüfung der Gültigkeit der 

von den Geschäftspartnern angegebenen Umsatzsteuer-

identifi kationsnummern eine hervorgehobene Bedeutung 

haben.

Die umsatzsteuerliche Behandlung von innergemein-

schaftlichen Umsätzen über Konsignationslager 

Nationale Rechtsänderungen und Entwicklun-
gen auf EU-Ebene

Die Lieferung von Waren erfolgt in der Wirtschaftspraxis 

oftmals unter Einschaltung eines in unmittelbarer Nähe 

des Abnehmers befi ndlichen Konsignationslagers (bzw. 

Call-off stock). Dabei bleibt der Lieferant zivilrecht-

licher Eigentümer der Waren, bis der Abnehmer diese 

aus dem Konsignationslager entnimmt. Durch die Zwi-

schenschaltung des Konsignationslagers wird z.B. eine 

kontinuierliche Verfügbarkeit der vom Abnehmer benöti-

gten Waren sichergestellt. Aus umsatzsteuerlicher Sicht 

sind allerdings sowohl bei grenzüberschreitenden Lie-

ferungen als auch in reinen Inlandsfällen verschiedene 

Besonderheiten zu beachten. Infolge von zwei neueren 

BFH-Urteilen sind dabei Änderungen der Rechtslage 

eingetreten. 

1. Bisherige Rechtslage in Deutschland

1.1 Der Leistungsort

Eine zentrale umsatzsteuerliche Fragestellung ist die Frage 

nach dem Leistungsort. Befi ndet sich dieser im Inland, 

unterliegt der Umsatz in Deutschland der Umsatzsteuer. 

Reine Inlandsfälle (Lieferung von einem Ort im Inland in 

ein inländisches Konsignationslager sowie Abnehmer im 

Inland) waren insoweit unproblematisch.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung war der Vorgang 

der grenzüberschreitenden Lieferung aus dem Ausland an 

einen Abnehmer im Inland unter Einbeziehung eines inlän-

dischen Konsignationslagers prinzipiell in zwei umsatzsteu-

erlich gesondert zu behandelnde Vorgänge aufzuteilen:

(1) Verbringung der Ware aus dem Ausland (EU-Mitglied-

staat bzw. Drittstaat) in das Konsignationslager

(2) Lieferung aus dem Konsignationslager an den Abnehmer

Die Verbringung (1) ist in Deutschland nicht steuerbar, da der 

Leistungsort im Ausland liegt. Da das Verbringen eine Liefe-

rung „an sich selbst“ darstellt, musste der ausländische Lie-

ferant in EU-Fällen in Deutschland einen innergemeinschaft-

lichen Erwerb versteuern. Bei Lieferungen aus Drittstaaten 

waren Fragen im Zusammenhang mit der Einfuhr (Zoll, Ein-

fuhrumsatzsteuer) zu regeln. Die anschließende Lieferung 

(2) unterlag der deutschen Umsatzsteuer (vgl. dazu Abb. 1).

Wegen beider Vorgänge musste sich der ausländische Lie-

ferant in Deutschland umsatzsteuerlich registrieren lassen

und Umsatzsteuervoranmeldungen sowie Umsatzsteuerer-

klärungen abgeben.
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1.2 Aufdeckung von Unstimmigkeiten

In einigen EU-Mitgliedstaaten existieren Vereinfachungsre-

gelungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung von grenz-

überschreitenden Umsätzen über Konsignationslager. 

Meistens besteht die Vereinfachung darin, dass kein inner-

gemeinschaftliches Verbringen berücksichtigt wird, son-

dern lediglich eine innergemeinschaftliche Lieferung im Zeit-

punkt der Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager. 

Da innerhalb der EU zwischen den Finanzverwaltungen ein 

Abgleich erfolgt zwischen den in der Zusammenfassenden 

Meldung (ZM) angegebenen innergemeinschaftlichen Lie-

ferungen (inkl. Verbringungen) sowie den erklärten innerge-

meinschaftlichen Erwerben, liegt es auf der Hand, dass es 

zu Unstimmigkeiten kommen kann. Dies hat in der Vergan-

genheit zu entsprechenden Nachfragen der Finanzämter 

geführt, meistens verbunden mit der Aufforderung, die ZM 

oder die Umsatzsteuererklärung zu korrigieren.

2. Neue Rechtslage in Deutschland

2.1 Aktuelle Rechtsprechung

In seinen Urteilen vom 20.10.2016 und vom 16.11.2016 ist 

der BFH zum Ergebnis gekommen, dass die Aufteilung des 

Belieferungsvorgangs über ein Konsignationslager in zwei 

gesonderte Umsätze unter den folgenden Voraussetzungen 

nicht vorzunehmen ist: 

 Der Abnehmer hat die Ware bei 

Beginn der Beförderung oder Ver-

sendung bereits verbindlich bestellt 

oder bezahlt,

die Ware wird nur kurzzeitig gelagert,

das Lager ist auf Initiative des Abneh-

mers eingerichtet worden und

 der Abnehmer hat vertraglich ein 

uneingeschränktes Zugriffsrecht auf 

die Ware.

Sofern diese Voraussetzungen kumu-

lativ erfüllt sind, liegt umsatzsteuerlich 

nur eine einzige Transaktion vor. Han-

delt es sich dabei um eine grenzüber-

schreitende Lieferung aus dem Aus-

land, so liegt deren Ort im Ausland. 

Für den Lieferanten besteht aufgrund 

dieser Lieferbeziehung keine Verpfl ich-

tung, sich in Deutschland umsatzsteu-

erlich registrieren zu lassen. Die umsatzsteuerlichen Pfl ich-

ten des Abnehmers werden nachfolgend unter Abschn. 4 

näher beschrieben. 

2.2 Umsetzung der neuen Rechtslage durch die 

Finanzverwaltung

Die Finanzverwaltung hat sich den Urteilen angeschlossen 

und den Abschn. 1a.2 Abs. 6 des Umsatzsteuer-Anwen-

dungserlasses (UStAE) entsprechend geändert. Die neue 

Rechtslage (vgl. dazu Abb. 2) ist prinzipiell auf alle offenen 

Fälle anzuwenden. Für die Umstellung der bisher abwei-

chenden Handhabung auf die geänderte Rechtslage hat die 

Finanzverwaltung den Unternehmern eine Übergangsfrist 

bis zum 31.12.2019 eingeräumt. Für vor dem 1.1.2020 aus-

geführte Lieferungen und innergemeinschaftliche Erwerbe 

wird es dementsprechend auch für Zwecke des Vorsteuer-

abzugs des Leistungsempfängers nicht beanstandet, wenn 

der leistende Unternehmer weiterhin nach den bisher gel-

tenden Grundsätzen verfährt.

3. Wichtige Einzelfragen zur Umsetzung mit 

 Empfehlungen

3.1 Abnehmer steht bereits fest

Aus dem zugrundeliegenden Vertrag zwischen den Parteien 

muss sich eine Verpfl ichtung des Abnehmers zur Abnahme 

1

1

2

2

Abb. 1: Einlagerung und Entnahme nach bisheriger Rechtslage
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der Waren ergeben. Es genügt nicht, wenn ein verbindlicher 

Kaufvertrag erst dann abgeschlossen wird, wenn sich die 

Ware bereits im Konsignationslager befi ndet.

Die vollständige Zahlung des Kaufpreises vor Beginn des 

Warentransports in das Konsignationslager dürfte nur in 

Ausnahmefällen erfolgen, so dass dieses Kriterium in der 

Praxis kaum eine Rolle spielen wird. Darauf, dass sich erst 

im Zeitpunkt der Entnahme der Ware aus dem Konsigna-

tionslager der zivilrechtliche Eigentumsübergang vollzieht, 

kommt es nicht an.

3.2 Kurzzeitige Lagerung

Bei der Voraussetzung einer „kurzzeitigen“ Lagerung han-

delt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff. Aus 

dem BFH-Urteil vom 20.10.2016 lässt sich eine maximale 

unschädliche Lagerdauer von ca. 12 Wochen herauslesen. 

Die Finanzverwaltung hat im UStAE eine Konkretisierung 

durch den Klammerzusatz „für einige Tage oder Wochen“ 

vorgenommen. 

In einem unveröffentlichten Schreiben an die Industriever-

bände aus März 2018 hat die Finanzverwaltung die Einfüh-

rung einer starren Obergrenze abgelehnt und ergänzend 

ausgeführt, dass alle Lagerfristen, die noch als „branchen-

üblich“ anzusehen seien, grundsätzlich als unschädlich gel-

ten. 

 Empfehlung: Es ist ratsam, eine Dokumentation über 

die Branchenüblichkeit der Lagerdauer anzufertigen und für 

den Fall einer steuerlichen Betriebsprüfung bzw. sonstiger 

Nachfragen des Finanzamts vorzuhalten.

3.3 Zeitpunkt der Lieferung 

Als Zeitpunkt der Lieferung an den Abnehmer gilt der Zeit-

punkt der Lieferung in das Konsignationslager. Der Zeit-

punkt der Entnahme der Waren aus dem Konsignations-

lager durch den Abnehmer spielt insoweit keine Rolle. Dies 

hat folgende Konsequenzen:

 Der Lieferant muss seine umsatzsteuerlichen Erklä-

rungspfl ichten auf der Basis seiner Dokumentation zum 

Warentransport (z.B. Lieferschein) erfüllen. Da Konsigna-

tionslager-Umsätze in aller Regel im Wege des Gutschrift-

verfahrens (§ 14 Abs. 2 Satz 2 UStG) abgerechnet werden, 

dürfte eine als Rechnung zu behandelnde Gutschrift oft-

mals erst mit einiger zeitlicher Verzögerung vorliegen.

 Die Rechnung bzw. die durch den Abnehmer erteilte Gut-

schrift (s.o.) muss Angaben zur Lieferung in das Kon-

signationslager enthalten (z.B. das Lieferdatum). Bei 

Anwendung des Gutschriftverfahrens erfordert dies eine 

aussagekräftige Lagerbuchhaltung bzw. einen entspre-

chenden Informationsaustausch zwischen Lieferant und 

Abnehmer. 

 Hinweis: Der Zeitpunkt der umsatzsteuerlichen Reali-

sation (Lieferung in das Konsignationslager) weicht ab vom 

Zeitpunkt der handelsrechtlichen Realisation (Entnahme 

aus dem Konsignationslager). Dies wirkt sich auf die perio-

dengerechte Abgrenzung für umsatzsteuerliche und ertrag-

steuerliche Zwecke im Rechnungswesen aus. 

3.4 Zeitpunkt des innergemeinschaftlichen Erwerbs

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 6 UStG entsteht die Steuer auf den 

innergemeinschaftlichen Erwerb mit Ausstellung der Rech-

nung, spätestens jedoch mit Ablauf des dem Erwerb fol-

genden Monats. Der „Erwerb“ erfolgt entsprechend der 

Rechtsprechung des EuGH in dem Zeitpunkt, in dem auch 

die innergemeinschaftliche Lieferung als ausgeführt gilt.

Soweit die neue Rechtslage zu einer zeitlichen Vorverlage-

rung der innergemeinschaftlichen Lieferung führt, wird auch 

der Zeitpunkt des innergemeinschaftlichen Erwerbs auf Sei-

ten des Abnehmers vorverlagert. Der Zeitpunkt der Steuer-

entstehung ergibt sich dann aus § 13 Abs. 1 Nr. 6 UStG (s.o.). 

 Hinweis: Eine Vereinfachungsregelung, nach welcher 

der innergemeinschaftliche Erwerb erst im Zeitpunkt der 

Entnahme aus dem Konsignationslager verwirklicht wird 

(und damit u.U. deutlich später als die innergemeinschaft-

liche Lieferung in das Konsignationslager), wird von der 

Finanzverwaltung abgelehnt.

3.5 Ware wird nicht entnommen

Sofern der Abnehmer die Ware nicht aus dem Konsigna-

tionslager entnimmt, sondern diese an den Lieferanten 

zurückgibt, handelt es sich bei der Rücklieferung um einen 

steuerpfl ichtigen Umsatz des Abnehmers.

4. Auswirkungen der neuen Rechtslage in der Praxis

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf Trans-

aktionen zwischen zum vollen Vorsteuerabzug berechtigten 

Unternehmern. Unterstellt wird jeweils, dass der Abneh-
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mer der Ware bereits bei Beginn der Lieferung im Sinne der 

neuen BFH-Rechtsprechung feststeht. 

4.1 Konsignationslager im Inland

(1) Lieferung aus dem EU-Ausland: Die Lieferung der 

Ware in das Konsignationslager ist eine im übrigen Gemein-

schaftsgebiet steuerpfl ichtige, aber unter den entspre-

chenden Voraussetzungen steuerfreie innergemeinschaft-

liche Lieferung. In der Umsatzsteuervoranmeldung sowie 

der ZM des Lieferanten sind auf den Zeitpunkt der Lieferung 

die erforderlichen Angaben zu machen. Dazu gilt Folgendes:

Der Abnehmer verwirklicht im Zeitpunkt der Lieferung 

einen steuerpfl ichtigen innergemeinschaftlichen Erwerb. 

Die Steuer entsteht mit Ausstellung der Rechnung bzw. 

der Gutschrift, spätestens jedoch mit Ablauf des dem 

Erwerb folgenden Monats. Gleichzeitig kann die aus dem 

innergemeinschaftlichen Erwerb resultierende Vorsteuer 

abgezogen werden.

Eine Rückgabe von Waren (d.h. die physische Waren-

bewegung aus dem Konsignationslager zurück zum 

Lieferanten) stellt aus Sicht des Abnehmers eine inner-

gemeinschaftliche Lieferung dar, die unter den weiteren 

Voraussetzungen steuerfrei ist.

Die Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager zum 

Zwecke der Weiterverarbeitung durch den Abnehmer hat 

umsatzsteuerlich keine Auswirkungen. 

(2) Lieferung aus einem Drittstaat: 

Die Lieferung der Ware in das Kon-

signationslager ist eine im Drittstaat 

steuer pfl ichtige Lieferung, sofern kein 

Fall des § 3 Abs. 8 UStG gegeben ist 

(s.u.). In aller Regel dürfte die Lieferung 

im Waren abgangsland als Ausfuhr von 

der Umsatzsteuer befreit sein. Dazu 

gilt Folgendes:

Ein Fall des § 3 Abs. 8 UStG liegt 

vor, wenn der Lieferer oder sein Beauf-

tragter Schuldner der Einfuhrumsatz-

steuer wird. Dann wird der Ort der 

Lieferung ins Inland verlegt, mit der 

weiteren Folge, dass sich der Lieferant 

in Deutschland umsatzsteuerlich regis-

trieren lassen muss.

 Wenn dagegen der Abnehmer die 

Überführung der Waren in den zoll-

rechtlich freien Verkehr vornimmt, bleibt 

es dabei, dass sich der Ort der Lieferung im Drittstaat 

befi ndet. In diesem Fall kann der Abnehmer (bei Vorliegen 

aller weiteren Voraussetzungen) die Einfuhrumsatzsteuer 

als Vorsteuer abziehen. 

Eine Rückgabe von Waren stellt aus Sicht des Abnehmers 

eine Ausfuhrlieferung dar, die unter den weiteren Voraus-

setzungen steuerfrei ist. 

Die Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager zum 

Zwecke der Weiterverarbeitung durch den Abnehmer hat 

umsatzsteuerlich keine Auswirkungen (vgl. Abb. 2). 

(3) Lieferung aus dem Inland: Bereits die Lieferung der 

Ware in das Konsignationslager stellt eine im Inland steu-

erpfl ichtige Lieferung dar. Nach der bisherigen Rechtslage 

kam es auf die spätere Entnahme aus dem Konsignations-

lager an. Dazu gilt Folgendes: 

Der Lieferant muss die Umsatzsteuer dementsprechend in 

aller Regel früher abführen als bisher. 

Gleichzeitig muss auf der Rechnung bzw. Gutschrift das 

richtige Lieferdatum angegeben sein, um Probleme beim 

Vorsteuerabzug des Abnehmers zu vermeiden.

Eine Rückgabe von Waren stellt aus Sicht des Abnehmers 

eine im Inland steuerpfl ichtige Lieferung dar. 

Die Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager zum 

Zwecke der Weiterverarbeitung durch den Abnehmer hat 

umsatzsteuerlich keine Auswirkungen. 

1

1

2

2

Abb. 2: Ablauf mit Einlagerung nach neuer Rechtslage
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Der EU-Vorschlag 

enthält auch die 

 Einführung einer 

Regelung für Kon-

signationslager, wel-

che die Vorschriften 

in den einzelnen EU-

Mitgliedstaaten ver-

einheitlichen soll.

4.2 Konsignationslager im Ausland

(1) EU-Ausland: Die Lieferung in ein Konsigna-

tionslager in einem anderen EU-Mitgliedstaat 

stellt eine innergemeinschaftliche Lieferung 

an den Abnehmer dar, die unter den weiteren 

Voraussetzungen steuerfrei ist. Die Entnahme 

der Ware aus dem Konsignationslager zum Zwe-

cke der Weiterverarbeitung durch den Abneh-

mer hat in Deutschland umsatzsteuerlich keine 

Auswirkungen. Nach bisheriger Rechtslage han-

delte es sich bei dem physischen Warentrans-

port in das Konsignationslager um ein rechtsge-

schäftsloses Verbringen eigener Ware, welches 

in Deutschland ebenfalls als innergemeinschaft-

liche Lieferung zu behandeln war, und zwar an 

die eigene, von dem anderen EU-Mitgliedstaat 

erteilte USt-IdNr.

(2) Drittlandsgebiet: Die Lieferung in ein Kon-

signationslager im Drittland stellt eine Ausfuhr-

lieferung dar, die unter den weiteren Vorausset-

zungen steuerfrei ist. Die Entnahme der Ware 

aus dem Konsignationslager zum Zwecke der 

Weiterverarbeitung durch den Abnehmer hat 

in Deutschland umsatzsteuerlich keine Auswir-

kungen. Nach bisheriger Rechtslage handelte 

es sich bei dem physischen Warentransport 

in das Konsignationslager um ein rechtsge-

schäftsloses Verbringen eigener Ware, welches 

in Deutschland nicht der Umsatzsteuer unterle-

gen hat.

5. Entwicklungen auf EU-Ebene

5.1 Allgemeines

Wie oben unter Abschn. 1 angesprochen, 

existieren in einigen EU-Mitgliedstaaten Ver-

einfachungsregelungen zur umsatzsteuer-

lichen Behandlung von grenzüberschreitenden 

Umsätzen über Konsignationslager. Diese Ver-

einfachungsregelungen sind jedoch i.d.R. nicht 

durch das bestehende EU-Recht gedeckt.

Vor diesem Hintergrund enthält das Richtli-

nien- und Verordnungsvorschlagspaket der 

EU-Kommission vom 4.10.2017 u.a. auch die 

Einführung einer Konsignationslagerregelung, 

welche die Vorschriften in den einzelnen EU-

Mitgliedstaaten vereinheitlichen soll. Derzeit ist 

geplant, dass die Neuregelung am 1.1.2020 in 

Kraft treten soll.

5.2 Voraussetzungen für eine Konsignati-

onslager-Regelung

Der EU-Vorschlag sieht folgende Vorausset-

zungen für eine Konsignationslager-Regelung 

vor: 

 Es werden Gegenstände von einem Unter-

nehmer (Lieferant) zum Zwecke der späteren 

Lieferung an einen anderen Unternehmer 

(Erwerber) in einen anderen EU-Mitgliedstaat 

versandt oder befördert.

 Der Lieferant ist nicht in dem anderen EU-Mit-

gliedstaat ansässig.

 Der Erwerber hat eine USt-IdNr. in dem Land, 

in dem sich das Konsignationslager befi ndet.

 Dem Lieferanten sind zu Beginn der Versen-

dung oder Beförderung sowohl die Identi-

tät des Erwerbers als auch dessen USt-IdNr. 

bekannt.

 Der Lieferant hat die Versendung oder Beför-

derung in das dafür neu vorgesehene Register 

eingetragen sowie die Identität und die USt-

IdNr. des Erwerbers in seine ZM aufgenom-

men.

 Hinweis: Nach dem Vorschlag der EU-

Kommission müssen sowohl der Lieferant 

als auch der Erwerber den Status eines zer-

tifi zierten Steuerpfl ichtigen haben. Es deutet 

sich allerdings an, dass davon abgerückt wird 

(s. dazu nachfolgend unter Abschn. 5.4).

5.3 Rechtsfolgen einer Konsignations-

lagerregelung

Die Rechtsfolgen einer Konsignationslagerre-

gelung bestehen zunächst darin, dass die Ver-

sendung oder Beförderung der Gegenstände in 

den anderen EU-Mitgliedstaat nicht die Rechts-

folgen einer innergemeinschaftlichen Verbrin-

gung (Lieferung „an sich selbst“) hat. Stattdes-

sen wird eine innergemeinschaftliche Lieferung 

der Gegenstände seitens des Lieferanten an 
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den Erwerber angenommen. Weiterhin wird ein innerge-

meinschaftlicher Erwerb seitens des Erwerbers in dem EU-

Mitgliedstaat angenommen, in dem sich das Konsignations-

lager befi ndet.

5.4 Bewertung und Kritik

Die Rechtsfolgen der geplanten Neuregelung entsprechen 

im Kern der – infolge der BFH-Rechtsprechung – geän-

derten nationalen Rechtslage in Deutschland: Der bisherige 

„Zwischenschritt“ einer innergemeinschaftlichen Verbrin-

gung und die damit verbundene umsatzsteuerliche Regis-

trierungspfl icht des Lieferanten in dem anderen EU-Mit-

gliedstaat werden vermieden.

Allerdings unterscheiden sich die Voraussetzungen für die 

Anwendung dieser geänderten Regeln in mehrfacher Hin-

sicht. Während nach deutscher Rechtslage beispielsweise 

gefordert wird, dass das Konsignationslager auf Initiative 

des Erwerbers eingerichtet worden ist, fehlt eine solche 

Voraussetzung im Vorschlag der EU-Kommission. Dieser 

enthält auch keine Höchstdauer für den Verbleib der Ware 

im Konsignationslager. 

Weiterhin sieht der Vorschlag der EU-Kommission vor, dass 

die Neuregelung nur dann anwendbar ist, wenn beide betei-

ligten Unternehmer den Status eines zertifi zierten Steuer-

pfl ichtigen haben. Dies wurde von verschiedenen Seiten 

stark kritisiert. Der Rat der EU hat daher am 20.6.2018 einen 

eigenen Richtlinienvorschlag vorgelegt, in dem gerade die 

Voraussetzung, dass es sich sowohl beim Lieferanten als 

auch beim Erwerber um zertifi zierte Steuerpfl ichtige han-

deln muss, ersatzlos gestrichen worden ist.

6. Fazit

Die neue nationale Rechtslage wird spätestens ab dem

1.1.2020 anzuwenden sein. Dies gilt sowohl für grenzüber-

schreitende als auch für rein inländische Sachverhalte. Her-

vorzuheben ist hierbei u.a., dass der Zeitpunkt der Lieferung

in aller Regel früher ist als nach der bisherigen Rechtslage.

Zu den durchaus möglichen Rückwirkungen einer Neure-

gelung in der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie auf die neue 

nationale Rechtslage sind derzeit keine offi ziellen Verlaut-

barungen der deutschen Finanzverwaltung verfügbar. Wir 

werden Sie insoweit informiert halten.
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